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Die mit der Entwicklung neuer Technologien einher gehende neue Qualität von Risiken erfordert 
ein Überdenken der Strategien, die den gesellschaftlichen Umgang mit diesen Risiken betreffen. 
Die besondere systemische Qualität dieser Risiken führt zur Notwendigkeit einer veränderten Ri-
sikopolitik sowie Risikokommunikation. Basierend auf den Konzepten der systemischen Risiken 
und der reflexiven Wissenspolitik stellen wir eine so genannte „Risiko-Kartierung“ als ein neues, 
internetbasiertes Werkzeug für Risikokommunikation vor. Der im Rahmen des Projektes „Risiko-
konflikte kartiert“ entwickelte Prototyp möchte mittels einer ungewöhnlichen methodischen Vor-
gehensweise bei der Analyse und visuellen Aufbereitung von Risikokonflikten einen veränderten 
gesellschaftlichen Umgang mit diesen anstoßen. Die Aufbereitung erfolgt exemplarisch anhand 
zweier Fallstudien, nämlich Nahrungsergänzungsmittel und nanoskalige Materialien.  
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1 Einleitung 
Die rezenten Technologieentwicklungen, wie etwa im Bereich der Bio-, Nano- oder auch der Kom-
munikationstechnologien, eröffnen eine Fülle von Anwendungsmöglichkeiten in ganz unterschied-
lichen Bereichen, sei es in verschiedenen Industriebranchen, in der Medizin oder im Bereich der 
Konsumgüter. Nicht zuletzt die Vielfalt dieser Innovationen und deren oftmals komplexe Wir-
kungszusammenhänge machen die Folgen und Nebenfolgen dieser Technologien nahezu unüber-
schaubar. Jede Form des Risikomanagements und der Risikopolitik steht daher vor großen Heraus-
forderungen, wenn es um Modelle einer partizipativen Technikfolgenabschätzung geht, die mit ei-
nem „empowerment“ zivilgesellschaftlicher Akteure einhergehen soll. Im Rahmen risikopoliti-
scher Debatten wurde hier der Ruf nach „technological“ oder „scientific citizenship“ immer lauter. 
Die Frage nach seiner Umsetzung in den gesellschaftlichen Aushandlungsprozessen um die Ge-
staltung von Technologien wird denn auch nach wie vor lebhaft diskutiert. Insbesondere, wenn es 
um die Frage der Anwendung bzw. Nichtanwendung von Technologien geht, muss einer demokra-
tischen Technikgestaltung (Abels und Bora 2004), die zivilgesellschaftliche Akteure in die Ent-
scheidungsprozesse einbezieht, eine gelungene Risikokommunikation vorangehen. 
Ein mögliches Instrument für eine Risikokommunikation, die einen veränderten gesellschaftlichen 
Umgang mit neuen Risiken anstoßen kann, stellt die Visualisierung von Risikodiskursen dar. Im 
Rahmen des Forschungsprojektes „Risikokonflikte visualisiert – Entwicklung und Erprobung von 
internetbasierten Argumentationslandkarten“1, das in diesem Beitrag vorgestellt wird, wird ein 
Prototyp für die Darstellung von Risikodiskursen in Form von internetbasierten Argumentations-
landkarten entwickelt. Internetbasierung bedeutet dabei mehr als nur die Veröffentlichung unserer 
Forschungsergebnisse in Form einer Visualisierung, die sich Internet-NutzerInnen bei Interesse 
über eine Website anschauen können. Vielmehr wird ein Software-Tool entwickelt, das es den 
NutzerInnen ermöglicht, sich über eine interaktive Website einen Risikodiskurs nach eigenen Be-
dürfnissen und Interessen visualisieren zu lassen und über die interaktiven Elemente selbst an den 
Risikodebatten teilzunehmen. Dabei eröffnet das Tool einen neuen Blick auf die Komplexität und 
Unüberschaubarkeit technologischer Risiken, indem es in strukturierender Weise diese Komplexi-
tät wieder überschaubar macht und insbesondere zivilgesellschaftlichen Akteuren die Möglichkeit 
zur Teilnahme an risikopolitischen Diskursen bietet. 
Der Artikel geht zunächst auf die Besonderheiten von systemischen Risiken ein und erläutert das 
Konzept einer reflexiven Wissenspolitik. Denn Risikopolitik, die sich im Spannungsfeld zwischen 
Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit bewegt, wirft Probleme auf, für deren Lösung es einer 
angemessenen Wissenspolitik bedarf. Anschließend wird das Vorhaben einer Kartierung von Risi-
kodiskursen vorgestellt. Dabei diskutieren wir, was eine solche Visualisierung leisten kann und 
welche Herausforderungen ein solches Instrument mit sich bringt.  
 
 
1 Das Projekt wird im Förderschwerpunkt Sozial-ökologische Forschung (SÖF) des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) zum Thema „Strategien zum Umgang mit systemischen Risiken“ vom 
Wissenschaftszentrum Umwelt (WZU) der Universität Augsburg und der Münchner Projektgruppe für So-
zialforschung e.V. (MPS) unter Leitung von Stefan Böschen, Cordula Kropp und Jens Soentgen durchge-
führt. Näheres hierzu siehe unter www.sozialforschung.org und unter   
www.wzu.uni-augsburg.de/Projekte/Visualisierte_Risikokonflikte/Visualisierte_Risikokonflikte.html. 
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2 Der systemische Charakter 
zeitgenössischer Risiken  
2.1 Der Risikobegriff in der Soziologie: Ausgewählte Aspekte  
Mit der Entwicklung moderner Technologien und vor allem auch aufgrund der Erfahrung von 
Schäden infolge des Einsatzes dieser Technologien haben sich die gesellschaftliche Risikowahr-
nehmung und auch die Strategien zum Umgang mit ihnen deutlich gewandelt. „Risiko“ als Thema 
spätmoderner Gesellschaften hat sich – nicht zuletzt durch die „Katastrophenerfahrungen“ seit den 
70er Jahren (Tschernobyl, Bhopal, Seveso, Harrisburg), die die bisher unbekannte zeitliche und 
räumliche Reichweite technisch-wissenschaftlicher Eingriffe in natürliche Kreisläufe deutlich wer-
den ließen – immer stärker in den Vordergrund geschoben (Lau 1989). Lau spricht in diesem Kon-
text sogar von einem „neuen Typus gesellschaftlicher Interessenkonflikte“ (ebd. 420), bei dem es 
nicht zuletzt um die Frage der Verteilung von Risikobetroffenheit und Risikokosten gehe. Beck, 
der den Begriff der „Risikogesellschaft“ (Beck 1986) geprägt hat, stellt das Problem des Risikos in 
den Kontext einer Theorie der Moderne. Er prognostiziert, dass die Probleme der Risikoverteilung 
wichtiger würden als die Konflikte der Reichtumsverteilung (ebd. 25). Die Debatte über die An-
wendung neuer Technikentwicklungen und die damit verbundenen Risiken, die lange Zeit über-
wiegend in Expertenkreisen statt fand und von einer naturwissenschaftlich-technischen Sichtweise 
dominiert wurde, öffnet sich zunehmend für die gesamte Gesellschaft. Aufgrund des Wandels und 
der zunehmenden Komplexität von Ursachen und Wirkungen wird eine klare Definition von Risi-
ken immer schwieriger. Daher spielt zunächst die Auseinandersetzung darüber, was eigentlich un-
ter einem Risiko zu verstehen sei, eine große Rolle und, daraus folgend, welche Strategien des 
Umgangs mit den drohenden Schäden angemessen wären. Die Überzeugung setzt sich durch, dass 
die bisher üblichen wissenschaftlich-technologischen Methoden nicht ausreichten, sondern eine 
Betrachtung, die soziale und kulturelle Aspekte sowie Wechselwirkungen mit anderen Systemen 
mit einbezieht, notwendig wäre.  
Die zunehmende gesellschaftliche Bedeutung der Debatte, wie mit Risiken umzugehen sei, wurde 
auch von der Soziologie aufgegriffen – dies nicht zuletzt aufgrund der Erkenntnis, dass die bishe-
rige disziplinäre Begrenzung und die damit verbundene restriktive Verknüpfung von Risiko und 
Technik nicht ausreichten, um alle Risikodimensionen des Einsatzes neuer Technologien zu erfas-
sen. Dabei wurden die soziologischen Arbeiten insbesondere in der Anfangszeit stark durch die 
Erfahrungen von Risiko und Unsicherheit infolge anscheinend unabwendbarer ökologischer Ge-
fährdungen geprägt (Bonß 1995, 13). 
Ein wesentlicher Beitrag der sozialwissenschaftlichen Forschung zur aktuellen Risikodiskussion 
besteht darin, die soziale und kulturelle Einbettung der Risikobewertung zu verdeutlichen. So führt 
beispielsweise Lau aus: „Was als Risiko begriffen wird und was nicht, welche Aspekte des Risikos 
wahrgenommen und untersucht werden und vor allem, wie die möglichen Gefahren zu werten 
sind, lässt sich […] nicht ohne Rückgriff auf gesellschaftliche Wahrnehmungsmuster und Werte 
beantworten“ (Lau 1989, 419). Welches Risiko akzeptabel ist, welches nicht und welche Schluss-
folgerungen für einen gesellschaftlichen Umgang daraus zu ziehen sind, hängt somit offensichtlich 
weniger von wissenschaftlichen Erkenntnissen als vielmehr von Einschätzungen innerhalb der Ge-
sellschaft ab. Dabei herrscht unter SozialwissenschaftlerInnen keinesfalls Einigkeit darüber, ob Ri-
siken „objektiv“, also real vorhanden oder als Ergebnis einer gesellschaftlichen Konstruktion zu 
begreifen sind. Die Auseinandersetzung zwischen den Vertretern des „Risiko-Objektivismus“ und 
des „Risiko-Konstruktivismus“ hält bis heute an (Krohn und Krücken 1993, 9). Beck (1986) ver-
sucht, in seinem Ansatz beide Positionen zu integrieren. Für ihn sind die „neuen Risiken“ sowohl 
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gesellschaftlich konstruierte als auch reale Bedrohungen. Andere WissenschaftlerInnen, so bei-
spielsweise Mary Douglas oder Niklas Luhmann, vertreten eine strikt konstruktivistische Perspek-
tive auf Risiken. Insgesamt führte das „Einmischen“ der Sozialwissenschaften in die Risikodebatte 
zu einer Erweiterung um die soziale(n) Dimension(en) der Risikodefinition und damit zu einer 
Akzentverschiebung im gesellschaftlichen Selbstverständnis. Ebenso wie in der Öffentlichkeit 
wird auch innerhalb der sozialwissenschaftlichen Disziplin die Frage, worin der besondere Cha-
rakter „neuer“ – hier verstanden als technik- und wissenschaftsinduzierter – Risiken eigentlich be-
steht, intensiv diskutiert. Einige unterschiedliche Ansätze sollen hier kurz skizziert werden. 
Perrow differenziert zwischen „einfachen Risikohandlungen“ und „komplexen Risikosystemen“ 
(Perrow 1984, zitiert nach Bonß 1991, 272), wobei letztere sich durch eine „Vielfalt eng gekoppel-
ter und schneller Prozesse zwischen einzelnen Teilsystemen auszeichnen“ (ebd.) und stets uner-
wartete Interaktionen auftreten könnten. Charakteristisch für „komplexe Risikosysteme“ ist nach 
Perrow, dass eine vollständige Risikoüberprüfung aufgrund des hohen Schadenspotenzials zwar 
notwendig wäre, wegen der systemimmanenten Kontingenzen aber nicht mehr möglich sei.  
Für Beck kennzeichnen „moderne“ – in Abgrenzung zu „vormodernen“ – Risiken deren globale 
Wirkungen und die soziale Dimension. Im Prinzip könne weltweit jeder Mensch davon betroffen 
sein. Dies gelte nicht nur für die heutige, sondern auch für künftige Generationen. Weitere Charak-
teristika „moderner“ Risiken sind für Beck die fehlenden Kompensationsmöglichkeiten im Falle 
eines Schadens, die Irreversibilität der verursachten Schäden und die Unmöglichkeit, die jeweili-
gen Verantwortungen einzelnen Personen oder Organisationen zuzuschreiben. Kurz gesagt: Die 
Wirkungen seien weder örtlich, noch zeitlich oder sozial eingrenzbar. Das mit diesen Eigenschaf-
ten einhergehende enorme Schadenspotenzial moderner Risiken lässt nach Ansicht Becks allein 
ihre Vermeidung zu und so lautet seine Schlussfolgerung: „Risiken meinen eine Zukunft, die es zu 
verhindern gilt“ (Beck 1986, 44).  
Lau differenziert zwischen „traditionellen“ und „neuen“ Risiken. Der wesentliche Unterschied 
zwischen diesen beiden Risikotypen besteht für ihn darin, dass es sich bei letzteren um zunehmend 
„diffuse Gefahren handelt, also keine strengen Kausalzusammenhänge nachweisbar sind“ (Lau 
1989, 419), woraus sich wiederum das Problem der fehlenden Zurechenbarkeit von Verantwortung 
ergibt. Unbestimmt blieben auch Art und Umfang der möglichen Schäden, der Zeitraum, in dem 
sie entstehen und wer davon betroffen sein wird. Im Gegensatz zu „traditionellen Risiken“, die 
nicht nur individuell zurechenbar und zeitlich begrenzt seien, sondern auch bewusst und freiwillig 
eingegangen werden – und teilweise sogar Gemeinschaft stiftenden Charakter haben –, sei man 
von „neuen“ Risiken unfreiwillig betroffen. Das hieße jedoch nicht, dass sie quasi „naturgegeben“ 
sind, sondern – so paradox dies zunächst klingen mag – „durch Entscheidungen und das Handeln 
von Individuen oder Institutionen verursacht wurden“ (ebd. 423).  
Bonß, für den dieser Begriff, anders als beispielsweise bei Beck, nicht per se negativ besetzt ist, 
beschreibt „Risiko“ als „spezifischen Typus sozialen Handelns – nämlich ein Handeln unter den 
Bedingungen der Unsicherheit“ (Bonß 1991, 261). Vom Handelnden würde dieses Risiko bewusst, 
also freiwillig, in der Erwartung eingegangen, dass sich daraus eine Vervielfältigung der eigenen 
Handlungsmöglichkeiten ergibt. Bonß unterscheidet jedoch zwischen „alten“ und „neuen“ Risiken 
beziehungsweise zwischen „Gefahren erster Ordnung“ und „Gefahren zweiter Ordnung“. Letztere 
kennzeichnet im Kern, dass „bestimmte Handlungen zeitlich, sozial und/oder sachlich versetzte 
Nebenfolgen haben, die vorab nicht absehbar sind, das zugrunde gelegte Risikokalkül sprengen 
und dem Verursacher kaum zugerechnet werden können“ (ebd. 265). Die entstehenden Kosten lie-
ßen sich nicht kompensieren und schlügen auf Handelnde und Betroffene gleichermaßen zurück. 
Durch Erfahrungen mit den Folgen und Nebenfolgen der Anwendung risikobehafteter Technolo-
gien haben sich in der gesellschaftlichen Thematisierung – wie auch in den wissenschaftlichen Ri-
sikokonzepten – nicht nur die Wahrnehmung von „Risiken“ und „Gefahren“, sondern auch die 
6 ________________________________________________________________________________________________________________  Astrid Engel, Martina Erlemann 
manu:script (ITA-07-03) ___________________________________________________________________________________________________________   
Ansprüche an den institutionellen Umgang mit diesen gewandelt. Diese Forderung schließt sowohl 
eine Neugestaltung der Definitionsverhältnisse als auch die Veränderung von Bewertungs- und 
Entscheidungsstrukturen wie beispielsweise die stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit mit ein, da 
diese aufgrund der enormen Reichweite potenzieller oder faktischer Schäden zunehmend betroffen 
sei. Lau (1989) kommt zu dem Schluss, dass bisher übliche Bewertungsmaßstäbe und Kompensa-
tionsmechanismen sind nicht mehr angemessen seien. Dadurch würde nicht zuletzt die bisher all-
gemein anerkannte Prämisse, „Risiken als Preis für den Fortschritt erscheinen (zu) lassen“ (ebd. 
424) hinfällig. Daraus folge nicht nur ein zunehmender Legitimitätsverlust der wissenschaftlichen 
Einrichtungen, die bisher die Definitionsmacht für sich beanspruchen, sondern auch ein wachsen-
der Druck auf politische Institutionen, ihre bisherige Praxis im Umgang mit Risiken zu reflektieren 
und den neuen Ansprüchen anzupassen (Beck 1986).  
In der Tat scheint sich mittlerweile auf politischer und wissenschaftlicher Ebene ein Wandel zu 
vollziehen. Die Strategien zum Umgang mit Risiken beginnen sich – angesichts der sichtbar ge-
wordenen Grenzen der wissenschaftlich-technischen Beherrschbarkeit – zu verändern. So betont 
der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen die Bedeutung 
der Wahrnehmungsmuster, des intuitiven Risikoverständnisses und des jeweiligen Kontextes für 
die Abwägung und Bewertung von Risiken (WBGU 1999, 41). Berücksichtigt werden solle wei-
terhin das jeweilige gesellschaftliche Mobilisierungspotenzial, beispielsweise im Falle wahrge-
nommener Verteilungsungerechtigkeiten. Wiederholt wird das hohe Maß an Ungewissheit, mit 
dem sich Entscheider im Kontext von systemischen Risiken konfrontiert sehen, betont. Auch die 
OECD (2003a), die den Begriff „systemische Risiken“ in die aktuelle Risikoforschung eingebracht 
hat, hält ein grundlegend anderes Risikoverständnis für erforderlich, um mit „Großkatastrophen“ 
kompetent umgehen zu können (OECD 2003b, 3). Sie fordert ein „Konzept der integrierten Risi-
kobewertung“, das ein Zusammenwirken verschiedener Disziplinen und die Integration „mensch-
licher Handlungsweisen – organisatorische(r), kulturelle(r) und soziale(r) Faktoren“ ebenso impli-
ziere wie die Einbindung aller Betroffenen eines Risikofeldes und die Anerkenntnis eines hohen 
Maßes an Ungewissheit im Umgang mit diesen Risiken (ebd.). Große Bedeutung für einen ange-
messenen gesellschaftlichen Umgang hat hier auch die Einsicht, dass es eine „objektive, einheitli-
che Bewertung“ nicht geben könne (ebd., 4). 
 
 
2.2 Der Begriff „systemische Risiken“ im Projekt 
„Risikokonflikte kartiert“ 
Der in risikopolitischen Kontexten seit einiger Zeit etablierte Begriff des „systemischen Risikos“ 
(OECD 2003a, WBGU 1999, Klinke und Renn 2006) wurde eingeführt, um der neuen Qualität der 
Eingriffs- und Durchdringungstiefe insbesondere durch Unabschließbarkeit und Unüberschaubar-
keit Rechnung zu tragen.2 Diese neue Qualität zeigt sich im Wesentlichen: 
• in zeitlicher Hinsicht aufgrund von Latenzzeiten. So werden die Auswirkungen systemischer 
Risiken aufgrund der komplexen Vernetzung von Entscheidungen oder Entwicklungen oft erst 
nach langen Perioden der Latenz spürbar und sind oftmals auf nicht intendierte Nebenfolgen 
anderweitiger Entscheidungen zurückzuführen;  
 
2 Es mag zunächst contraintuitiv anmuten, gerade Risiken, die sich durch Entgrenzung auszeichnen, als 
„systemisch“ zu bezeichnen. Sie sind es jedoch insofern, als dass sie potenziell alle Systeme betreffen und 
aufgrund der komplexen Wirkungszusammenhänge, die die Risiken mit sich bringen, eine nicht kontrol-
lierbare Fülle von Anschlüssen zwischen den Systemen entsteht.  
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• in räumlicher Hinsicht, da sie global wirksam sein können und Verursachungs- und Betroffenen-
kontext auch lokal auseinander fallen; 
• in sozialer Hinsicht, da Risiken auf unterschiedliche Teilsysteme durchschlagen, auch künftige 
Generationen betroffen sind und sie sich in nahezu alle Gesellschaftsbereiche ausdehnen kön-
nen, die Gesellschaft vordergründig in Entscheider und Betroffene spalten; 
• in stofflich-materieller Hinsicht, wenn wir bedenken, dass unsere Gesellschaft als Quasi-Labor 
fungiert, in dem neue technologische Entwicklungen im Realexperiment erprobt werden. Mehr 
als einmal hat sich gezeigt, dass sich sowohl Struktur als auch Komplexität (und damit die Ei-
genschaften) der Risiken selbst wandeln können; 
• aber auch in kognitiver Hinsicht, da Ambivalenz und Nichtwissen in der Risikoanalyse eine 
starke Rolle spielen und unauflösbar erscheinen; 
Risikoszenarien erscheinen in Gestalt von weitläufigen, unübersichtlichen Wechselwirkungsketten 
und zeitigen nicht-intendierte Nebenfolgen, die auf schon getroffene Entscheidungen zurückgeführt 
werden. Die Zurechnung von kausalen Verantwortlichkeiten wird fast unmöglich. 
Aus den beschriebenen Charakteristika von systemischen Risiken ergeben sich Konsequenzen für 
demokratiepolitisch gestaltete Entscheidungsprozesse und Lösungsstrategien, mit denen die Pro-
bleme, die diese aufwerfen, bewältigt werden können. Eine sozial verträglich und demokratiepoli-
tisch orientierte Technikgestaltung muss sich beispielsweise immer der Gefahr einer sozialen Un-
gleichverteilung der Vor- und Nachteile von Technologien und Technologiefolgen gewahr sein 
und Strukturen schaffen, die einen gewissen Ausgleich gewährleisten. Um die Interessen aller Be-
troffenen angemessen berücksichtigen zu können, braucht es partizipative Formen der Aushand-
lung, wie Technologien gestaltet werden sollen – das reicht bis hin zu Entscheidungen über deren 
Anwendung bzw. Nichtanwendung – aber auch, wie mit den mit ihnen verbundenen Risiken um-
gegangen werden soll. Damit kann die Grundlage für politische Entscheidungen verbreitert und 
können diese von der Gesellschaft stärker mitgetragen werden.  
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3 Das Konzept einer reflexiven 
Wissenspolitik 
Lange wurde der Wissenschaft ihre Autorität und Fähigkeit, entscheidungsrelevantes Wissen zu 
erzeugen, nicht streitig gemacht. Dies hat sich jedoch grundlegend geändert. Die Autoritätsansprü-
che der Wissenschaften und ihr Status als Expertiselieferanten sind schon seit längerem Gegen-
stand der Diskussion und Kritik (vgl. Wynne 1996, Lévy-Leblond 1999, Felt 2002). So hat Wissen-
schaft nicht mehr die uneingeschränkte Deutungshoheit darüber, wo die Grenzen zwischen Wis-
senschaft und Öffentlichkeit, Wissen und Nicht-Wissen, wissenschaftlichem Wissen und anderen 
Wissensformen, Fakten und Werten verlaufen und welches Wissen entscheidungsrelevant sein soll 
und welches nicht. Die bisher etablierten Hierarchien zwischen diesen Kategorien werden immer 
mehr in Frage gestellt und die Grenzziehungen zwischen ihnen neu verhandelt. Auch die Legitimi-
tät des Geltungsanspruches der Wissenschaft ist diskutierbar geworden, nicht zuletzt deshalb, weil 
Wissenschaft ihre angebliche Kontextfreiheit nicht mehr glaubwürdig vermitteln kann. Im Gegen-
teil, auch Wissenschaft muss die Bedingungen, unter der sie ihr Wissen produziert, immer mehr 
offen legen und sich eine Befragung durch Öffentlichkeiten gefallen lassen. Die Bedeutung der 
Wissenschaft als Expertiselieferantin mag zwar nicht generell in Frage gestellt werden – immerhin 
ist die Nachfrage nach wie vor ungebrochen –, wohl aber sind heutzutage Wissenschaft und ihre 
Expertisen nicht unumstritten. Gefragt sind also nicht nur „sozial robustes Wissen“ (Nowotny 
1999), sondern auch „sozial robuste Verfahren“ der politischen Regulierung (Böschen 2004, 161).  
Inzwischen wurde der Blick auch auf andere Wissensformen gerichtet, wie etwa Erfahrungswis-
sen, lokal wirksames und kulturell verankertes Wissen (Irvin und Wynne 1996, Paine 1992) sowie 
Laien-Expertise (Epstein 1995). Diese Wissensformen werden in ihrem Wert für technologische 
Entscheidungsprozesse immer mehr anerkannt, zum einen, da sie für mancherlei Problemstellun-
gen Lösungspotenziale bieten, die wissenschaftliche Expertise nicht bereit stellen kann, und, zum 
anderen, weil sie bisweilen über eine Reflexivität verfügen, die wissenschaftlich erzeugtes Wissen 
vermissen lässt (Wynne 1993). So hat auch das Vorgehen, nach dem die Politik zur Untermaue-
rung ihrer Entscheidungen auf wissenschaftliche ExpertInnen als „Schiedsinstanz“ (Böschen und 
Wehling 2004, 11) zurückgreift, seine uneingeschränkte Funktionstüchtigkeit verloren. In diesem 
Zusammenhang wird die Frage nach einem „technological“ oder „scientific citizenship“ (Böschen 
2004, Irwin 1995, Felt 2003) aufgeworfen. Dabei sollen zivilgesellschaftliche AkteurInnen in die 
Entscheidungsfindung eingebunden werden, nicht nur, um die Rahmungen der Expertisen auf ihre 
Sinnhaftigkeit zu überprüfen (Jasanoff 2003) und um technologiepolitische Risikoentscheidungen 
auf eine breite Basis der gesellschaftlichen Zustimmung zu stellen, sondern auch um damit die 
Qualitäten anderer Wissensbestände besser zur Geltung zu bringen.  
Eine Risikopolitik, die diese Veränderungsprozesse nicht ignorieren will, muss sich daher die Fra-
ge nach einer adäquaten Wissenspolitik stellen. Während die regulative Wissenspolitik die „Steue-
rung“ und „Kontrolle neuen Wissens“ beabsichtigt (Stehr 2003), knüpft die „reflexive Wissenspo-
litik“ (Böschen 2005, Wehling 2004a) an das Ziel an, die gesellschaftlichen Aneignungsprozesse 
von Technologien und Innovationen sozialverträglich und demokratieförderlich zu gestalten und 
hierfür Verfahren zur Verfügung zu stellen. Reflexive Wissenspolitik ist dabei jenes Feld des Poli-
tischen, das zur Institutionenbildung dort beiträgt, wo Form und Legitimität von gesellschaftlichem 
und wissenschaftlichem Wissen ausgehandelt werden müssen. So werden von verschiedenen Ak-
teuren unterschiedliche Problemwahrnehmungen ins Spiel gebracht, es kursieren unterschiedliche 
Definitionen dessen, was als legitimes und zu bewältigendes Risiko technischer Innovationen gel-
ten könne und unter welchen Prämissen die Entscheidungsfindung zu diesen Problemen abzulau-
fen habe (Limoges 1993). Damit diese verschiedensten Perspektiven in die Entscheidungsfindung 
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einfließen können und zu ihrem Recht kommen, müssen zunächst die Fragen, wer als legitime(r) 
ExpertIn gilt – dies können auch LaiInnen sein –, wer das entscheidungsrelevante Wissen generie-
ren kann und darf und wer über diese Legitimität entscheiden darf, Gegenstand öffentlicher Aus-
handlungsprozesse werden. 
Im Rahmen reflexiver Wissenspolitik wird eine Reihe von etablierten Hierarchien explizit gemacht 
und ansatzweise aufgebrochen. Zum ersten geht es um die Hierarchie zwischen ExpertInnen und 
LaiInnen. In der Risikopolitik fand sich die Öffentlichkeit lange in der Rolle, sich über das „objek-
tive“ Ausmaß eines Risikos von ExpertInnen aufklären zu lassen, mit der Vorstellung, das Ver-
trauen der Gesellschaft in Technologie werde bei ausreichender Belehrung wieder gefestigt und 
die Risikobereitschaft erhöht (Wynne 1995, Felt 2002). Öffentlichkeiten sind jedoch nicht mehr 
nur lernwillige Adressaten von Aufklärung durch wissenschaftliche ExpertInnen, sondern sind in 
die Produktion von wissenschaftlichem Wissen involviert (Epstein 1995). Damit können und soll-
ten so genannte LaiInnen nicht mehr von vornherein von Entscheidungsprozessen ausgeschlossen 
werden, so dass das wissenspolitische Feld nicht nur für, sondern auch durch „LaiInnen“ und „Be-
troffene“ geöffnet wird. Reflexive Wissenspolitik gesteht der Öffentlichkeit und deren Akteuren 
damit eine aktivere, mehr gleichberechtigte Rolle zu als andere Wissenspolitiken.  
Die zweite Hierarchie, die im Rahmen einer reflexiven Wissenspolitik neu auszuhandeln ist, ist je-
ne zwischen Wissen und Nichtwissen (Wehling 2004). Nichtwissen gewinnt einen gleich hohen 
Stellenwert wie Wissen, da gerade in Risikolagen Entscheidungen unter Nichtwissensbedingungen 
getroffen werden müssen, und Nichtwissen zum prägenden Moment in den Entscheidungsprozes-
sen wird. Mit der Anerkennung der entscheidenden Bedeutung von Nichtwissen geht nicht zuletzt 
auch die Anerkennung der Notwendigkeit von Lernprozessen im Umgang mit Nichtwissen Hand 
in Hand. 
Zum dritten kann sich eine politische Entscheidung, die sich einer gesellschaftlichen Unterstüt-
zung sicher sein will, nicht mehr nur von den so genannten Fakten leiten lassen. Vielmehr müssen 
auch Wertesysteme und ethische Perspektiven einbezogen werden. Besonders bei den Entschei-
dungen über risikobehaftete Technologien darf es nicht zur Ausblendung sozialer Wertungen, Er-
wartungen und Erwünschtheiten kommen, da diese bei Risikobewertungen eine maßgebliche Rolle 
spielen (vgl. Kapitel 2). 
Viertens muss speziell bei wissenschaftlichen Akteuren sichtbar werden, dass Problemdefinitionen 
und Lösungsstrategien aus verschiedenen disziplinären und damit aus partialen und eben auch be-
schränkten Perspektiven heraus formuliert werden. Um Expertise unterschiedlicher disziplinärer 
Provenienz ergänzend und gleichberechtigt behandeln zu können, muss eine reflexive Wissenspo-
litik diese Partialität und Beschränktheit der wissenschaftlichen Aussagen transparent machen. 
Denn so lange die unterschiedlichen epistemischen Paradigmen und Kulturen (Knorr-Cetina 1999), 
die der Wissenserzeugung der jeweiligen Disziplin zugrunde liegen, nicht kritisch mitgedacht 
werden, wird es immer wieder zu einer nicht gerechtfertigten Höherbewertung naturwissenschaft-
licher Expertise gegenüber sozial- und geisteswissenschaftlicher Expertise kommen, die mit dem 
höheren Faktencharakter ersterer begründet wird.3 Diese Bewertungen übersehen, dass naturwis-
senschaftliches Wissen zwar mit einem höheren – wenn auch umstrittenen – Anspruch an Faktizi-
tät antritt als sozial- und geisteswissenschaftliches Wissen, jedoch ebenso einer Partialität unter-
liegt wie andere Expertisen.  
 
 
3 Die innerwissenschaftlichen Hierarchien, die – nebenbei erwähnt – auch innerhalb einzelner Disziplinen 
bestehen, werden im außerwissenschaftlichen Raum aufgegriffen, wie auch umgekehrt außerwissenschaft-
liche hierarchische Setzungen in die Wissenschaften hineinwirken. 
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Als Voraussetzung für einen demokratiepolitischen Entscheidungsprozess über Risikotechnologien 
bedarf es der Verfahren der Wissenserschließung und -kommunikation über die zur Debatte ste-
henden Risikostoffe und -technologien. Dabei ist es gerade die Unüberschaubarkeit der verschie-
denen Informationen, der erzeugten Erkenntnisse und Aussagen über technische Innovationen und 
deren Risiken, die die Wissenserschließung notwendig, aber auch gleichermaßen schwierig ma-
chen. Die Vielstimmigkeit der sich zu Wort meldenden Akteure, die im Rahmen einer reflexiven 
Wissenspolitik eingefangen und zugänglich gemacht werden soll, macht die Kommunikation über 
Innovationen unübersichtlich. Ein Medium der Wissenserschließung zu und Wissenschaftskom-
munikation über Risikothemen muss daher gleichzeitig auch ein Medium der Komplexitätsreduk-
tion sein. Außerhalb der eigens dafür eingerichteten Instrumente der Risikokommunikation ist ein 
Großteil der Risikowahrnehmungen und -diskussionen der Dynamik der Massenmedien unterwor-
fen. Mit ihrem „Monopol auf die Fokussierung der Öffentlichkeit“ (Weingart 2003, 120) binden 
Medien die Aufmerksamkeit des Publikums und bestimmen nicht unwesentlich, welchen Themen 
öffentliche Aufmerksamkeit gewidmet wird. Problematisiert werden müssen daher auch der Zu-
gang zu Wissen und Informationen sowie die Art ihrer Aufbereitung. Nicht nur die Frage, wer das 
relevante Wissen generiert, ist virulent, sondern auch wer welchen Zugang zu den Informationen, 
Aussagen und Daten hat, wer von welchen Informationen profitieren kann, wie sie für welchen 
Zweck verwendet werden und wen der Nichtzugang zu solchen Informationen möglicherweise 




4 Visualisierung von Risikokonflikten  
4.1 Anforderungen  
In unserem Vorhaben erarbeiten wir eine mögliche Antwort auf die skizzierte Problemlage und 
schlagen eine internetbasierte Kartierung von Risikokonflikten als ein Werkzeug der reflexiven 
Wissenspolitik vor. Eine solche Kartierung kann als Argumentationslandkarte auf der Basis von 
kontroversen Wissenselementen verschiedensten Ursprungs aufgefasst werden. Die Kartierung 
von Risikokonflikten bildet dabei nicht eine wie auch immer angenommene objektive Wirklichkeit 
ab, sondern konstruiert einen Wahrnehmungsraum unterschiedlicher Risikoperspektiven.  
Um dem Anspruch gerecht zu werden, Einblick in die Situiertheit von Wissenselementen zu ge-
ben, die in die Diskurse hineingetragen werden sowie in die Kontextualität der Risikotechnolo-
gien, müssen unterschiedliche Wissensformen, disziplinäre Perspektiven und Problemdefinitionen 
und verschiedenste Akteure in transparenter und sinnfälliger Weise zugänglich gemacht und mit-
einander verknüpft werden können. Einerseits muss also die Komplexität der Risikofelder deutlich 
werden, andererseits muss aber auch ein Überblick über die Risikofelder geschaffen werden, um 
der Unübersichtlichkeit der systemischen Risiken zu begegnen. Um den Anspruch, ein Hilfsmittel 
der Orientierung zu sein, zu erfüllen, muss eine Kartierung gleichermaßen synoptisch und kom-
plexitätsreduzierend wirken. 
Damit eine kartographische Visualisierung auch zur Nutzung anregt, ist der Zugang zu den einzel-
nen Aussagen und Wissenselementen adressatenfreundlich zu gestalten. Die Internetbasierung ge-
währleistet zunächst eine allgemeine, zeitlich und örtlich unbegrenzte Zugänglichkeit und Nut-
zungsmöglichkeit. Darüber hinaus müssen unterschiedlichste Gruppen von NutzerInnen bei ihren 
verschiedenen Motivationen, Vorkenntnissen, Erwartungshaltungen und Interessen abgeholt wer-
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den, so dass eine unbeabsichtigte Vorabselektion bestimmter Gruppen weitestgehend vermieden 
wird. Da wir die Kartierung als ein Instrument der Risikokommunikation verstanden wissen wollen, 
also ein Instrument der Verständigung über die Komplexität, Situiertheit und Dynamik der Kon-
flikte, sollte die Möglichkeit geschaffen werden, dass jeder Nutzer und jede Nutzerin sich als Ak-




Ein Großteil der schon bestehenden Kartografien von Kontroversen steht der Akteur-Netzwerk-
Theorie nahe (Latour 2006). Einige dieser Varianten basieren auf automatisierten Verfahren, die 
etwa Verlinkungsnetzwerke im Internet rekonstruieren, etwa der „Issue-Crawler“ der govcom.org-
foundation4. Eine diskursanalytische Erschließung der zu kartierenden Inhalte ist bei diesen Ansät-
zen jedoch nicht vorgesehen. Dennoch können wir bei der Entwicklung unserer Risikokartierung 
auf den Erfahrungen der bereits erprobten Kartierungstechniken (siehe z. B. Rogers und Marres 
2001, Rogers 2004) aufbauen und zur Weiterentwicklung bestehender Ansätze beitragen. 
Unser Zugang zu den Fallstudien ist gleichermaßen durch die Akteur-Netzwerk-Theorie (Latour 
1983, Callon 1999) und die Diskursanalyse (Keller et.al. 2001, dies. 2003, Jäger 2001) inspiriert. 
So begreifen wir die Risikokonflikte gleichermaßen als Diskurse und Netzwerke, an denen nicht 
nur (menschliche) Akteure beteiligt sind, sondern auch Stoffe, die zur Entwicklung von Kontro-
versen beitragen. Bei der Materialerschließung, -analyse und auch -interpretation greifen wir auf 
das methodologische Programm der Diskursanalyse und den theoretischen Ansatz der Netzwerk-
analyse zurück.5 Im Rahmen der sozialwissenschaftlichen Diskursanalyse werden diskursive For-
mationen wie etwa Diskurskoalitionen, Narrationen sowie Rahmen- oder Vorläuferdiskurse he-
rauskristallisiert. Beispielsweise wird im Risikodiskurs über nanoskalige Materialien häufig auf 
Vorläuferdiskurse zurückgegriffen, etwa auf den Asbestkonflikt oder auch auf die Feinstaubdebat-
te. Auf beide wird von bestimmten Akteuren immer wieder rekurriert, um bestimmte Argumente 
zu untermauern (vgl. Kapitel 5.1). Darüber hinaus soll auch auf die Historizität der Risikodiskurse 
und der beteiligten Stoffe aufmerksam gemacht werden (Näheres hierzu siehe Kapitel 6.3).  
Zu den sich am Konflikt beteiligenden Akteuren werden Risikoverständnisse, standortbezogene 
Beurteilungen, Wissensansprüche und Handlungslogiken rekonstruiert, um damit die Kontextuali-
tät und das Eingebettetsein der Akteure zu vermitteln. Das „Risikoverständnis“ spielt darauf an, 
dass den Argumenten und Aussagen der Akteure unterschiedliche Prämissen darüber zugrunde 
liegen, was unter welchen Umständen als ein Risiko gelte und wie ihm zu begegnen sei. So argu-
mentieren beispielsweise zahlreiche Akteursgruppen aus einer naturwissenschaftlich-technischen 
Rationalität heraus, die Risikokonflikte ausschließlich mithilfe naturwissenschaftlich-technischen 
Wissens zu lösen gedenken. Die unterschiedlichen Bewertungen, die verschiedene Wissensformen 
damit erfahren, werden durch die Kartierung explizit und hinterfragbar gemacht. 
Die zu visualisierenden Informationen und Aussagen werden in den Risikokartierungen in doppel-
ter Hinsicht verfügbar gemacht. Zunächst werden Rohdaten zu den sich einbringenden Akteuren, 
deren Aktivitäten im Risikodiskurs und Informationen über die beteiligten Stoffe erhoben. An-
 
4 Siehe govcom.org-foundation, http://www.govcom.org/scenarios_use.htm (adopted on 17 January 2006). 
5 Mit dem diskursanalytischen Ansatz verortet sich unsere Methodik im Paradigma der qualitativen Sozial-
forschung. Ein zentrales Element des Paradigmas ist die Zurückweisung eines Vollständigkeits- und Ob-
jektivitätsanspruches. 
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schließend werden Aussagen und Handlungen der beteiligten Akteure und Stoffe diskurs- und 
netzwerkanalytisch analysiert und interpretiert. Diese Ergebnisse der Diskurs- und Netzwerkanaly-
sen werden gemeinsam mit allen erhobenen Rohdaten für die Einspeisung in die Visualisierungs-
software in einer Datenbankverwaltung abgelegt, wo sie dann softwaregestützt zu einer perspekti-
vischen, geordneten Ansicht zusammengestellt werden (für Beispiele s. Kap. 6.2). Im Ergebnis 
wird eine Strukturierung des Risikodiskurses als Netzwerk sichtbar, die zu einem weiteren Er-
kenntnisgewinn über die Risikodiskurse führen kann, welcher ohne softwaregestützte Strukturie-
rung und Visualisierung nicht möglich wäre. Die Einzeldaten werden sukzessive eingegeben und 
durch die Kartierung derart strukturiert, dass weitere diskursive Muster entdeckt werden können, 
die bei ausschließlicher Betrachtung der Rohdaten und diskursanalytischen Ergebnisse nicht zu 
entdecken wären. So werden Muster der gegenseitigen Bezugnahme der Akteure und Sprechakte 
ablesbar sowie dynamische und aufeinander bezogene diskursive Vernetzungen, wer mit wem ko-
aliert, wer sich gegenseitig das Wort erteilt, wer sich zu welchen Streitfragen äußert, aber auch wer 
dazu schweigt. Die Ergebnisse der Netzwerk- und Diskursanalyse werden somit über die Kartie-
rung nicht nur abgebildet, sondern die Kartierung selbst erzeugt sozialwissenschaftliches Wissen. 
Sie ist nicht nur erkenntnisabbildend, sondern auch erkenntnisproduzierend. 
In dem hier vorgestellten Kartierungsvorhaben werden exemplarisch zwei ausgewählte systemi-
sche Risikofelder – Nanoskalige Materialien und Nahrungsergänzungsmittel – behandelt. Als Quer-
schnittstechnologie macht Nanotechnologie Anleihen in zahlreichen wissenschaftlichen Diszipli-
nen und bringt unterschiedlichste schon etablierte Technologien zusammen. Die neue Qualität der 
physikalischen und chemischen Eigenschaften von Nanopartikeln ermöglicht einerseits eine Fülle 
von neuen und neuartigen Anwendungsmöglichkeiten, die von industriellen Werkstoffen über Kon-
sumgüter bis zu medizinischen Anwendungen reichen. Andererseits sind es gerade die speziellen 
Eigenschaften von Nanopartikeln, deren potentielle unerwünschte Nebenfolgen auf Mensch und 
Umwelt nicht abschätzbar sind. Die in Betracht zu ziehenden negativen Wirkzusammenhänge in 
nanotechnologischen Anwendungen sind zu komplex und systemübergreifend, als dass die damit 
verbundenen Risiken überschaubar oder handhabbar wären.  
Nahrungsergänzungsmittel legen ebenfalls die Kategorisierung als systemisches Risiko nahe. Der 
Trend, dass immer mehr Hersteller Supplemente auf den Markt bringen, ohne dass mögliche nega-
tive Effekte geklärt wären, wirft Fragen nach möglichen, gesundheitsrelevanten Wechselwirkun-
gen im Körper auf.  
Die zwei Fallstudien repräsentieren unterschiedliche Ausformungen systemischer Risiken. Neben 
den verschiedenen Inhalten und ihrer verbindenden Eigenschaft, systemische Risiken mit sich zu 
bringen, unterscheiden sich die Fallstudien in den für sie typischen Dynamiken der Konflikte und 
darin, wie die „Risikoobjekte“ jeweils konstruiert werden. Prinzipiell können Risikoobjekte so-
wohl Stoffe als auch Technologien sein, wobei wir unter „Stoffen“ sowohl die Ausgangsstoffe in-
dustrieller Produktionsprozesse als auch deren Endprodukte subsumieren. Ferner können aus der 
risikosoziologischen Perspektive auch potenzielle weitere Charakteristika systemischer Risiken 
sowie verschiedene Risikoaspekte identifiziert werden – neben ökologischen und gesundheitlichen 
etwa auch soziale Risiken wie die Veränderung von Machtkonstellationen.  
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5 Die Fallstudien  
5.1 Nanoskalige Materialien  
Die Nanotechnologie gilt in der derzeitigen industriellen wie universitären Forschung und Ent-
wicklung als eine der derzeit wichtigsten technischen Innovationen. Beispiele für heutige und zu-
künftige Anwendungsfelder der Nanotechnologie sind die Medizin- und Biotechnologie, die Elek-
tronik, die Kosmetikindustrie, der Bereich Neue Materialien, der Automobilbau und der Maschi-
nenbau sowie die Umwelttechnik. Nanoskalige Materialien finden sich auch schon gegenwärtig in 
zahlreichen Produkten wie Textilien, Reinigungsmittel, Kosmetika und Lebensmitteln wieder, um 
nur eine Auswahl von Produkten aus der Konsumgüterbranche zu nennen. 
Die Versprechungen, die mit der Entwicklung von nanoskaligen Materialien einhergehen, sind zum 
Teil sehr hoch. Nicht selten ist in diesem Kontext die Rede von epochemachenden Innovationen. 
Der Grund hierfür liegt in ihren physikalischen und chemischen Eigenschaften, die erst aufgrund 
der kleinen Größenordnung zum Wirken kommen und nicht der Stoffsorte selbst inhärent sind. 
Nanoskalige Partikel verhalten sich also aus physikalischen und chemischen Gründen anders als 
größere Partikel desselben Stoffes. Da sie im Vergleich zur Masse eine größere Oberfläche besit-
zen als größer dimensionierte Partikel, zeichnen sich viele nanoskalige Materialien durch höhere 
Härte und extreme Bruchfestigkeit aus, zeigen andere optische und elektronische Eigenschaften 
und sind chemisch reaktiver.  
Wo werden nun die Risiken gesehen? Zum einen werden gesundheitliche Risiken diskutiert, denen 
Menschen ausgesetzt sind, die mit nanoskaligen Partikeln in Kontakt kommen, sei es über Konsum-
güter, im Kontext von medizinischen Behandlungen oder im Rahmen des Arbeitsschutzes in der 
industriellen Produktion. Hier geht es um die Frage, ob und unter welchen Bedingungen Nanoparti-
kel über die Lunge, den Verdauungstrakt oder die Haut in den Körper und in Folge gar in die Zellen 
eindringen können und den Organismus schädigen. Das hohe Verhältnis zwischen Teilchenober-
fläche und Masse wird häufig als zentrale Ursache für die Toxizität der Nanopartikel angesehen. 
Einen zweiten Komplex von Risikofragen bilden die mit der Produktion, Verwendung und Entsor-
gung von Nanopartikeln verbundenen Umweltrisiken. Hier ist derzeit noch völlig ungeklärt, ob 
und welche, möglicherweise irreversiblen Schäden in die Umwelt ausgesetzte Nanopartikel bewir-
ken würden. Bei der Argumentation um diese Risiken wird häufig an die Debatten über Feinstäube 
angeknüpft, die seit wenigen Jahren epidemiologisch und toxikologisch studiert werden und in der 
Öffentlichkeit starke Aufmerksamkeit erfahren. Weiterhin wird mit dem Rückblick auf die Schäd-
lichkeit von Asbest, die zu lange verkannt wurde, auf potenzielle Risiken ähnlichen Ausmaßes bei 
Nanopartikeln verwiesen (Swiss Re 2004). Dabei überrascht nicht, dass gerade die Versicherer bei 
Nanopartikeln diese Parallele ziehen, zumal der Asbestfall für die Versicherungsbranche einen der 
kostspieligsten Versicherungsfälle der Geschichte darstellt.  
Als Charakteristikum der Risikodiskurse über nanoskalige Partikel kann die zentrale Rolle des 
(Noch-)Nichtwissens gesehen werden, dass also hauptsächlich über Risiken verhandelt wird, die 
(noch) nicht genau benannt werden können. Kaum jemand bestreitet, dass bei der Herstellung und 
Verwendung nanoskaliger Materialien Umwelt- und gesundheitliche Risiken nicht ausgeschlossen 
werden können. Konfliktpotenzial in diesen Diskursen birgt aber die Frage, wie mit dem Nicht-
wissen über die möglichen Risiken von Nanopartikeln adäquat umgegangen werden soll. Offen ist 
auch, welche Vorsorge angesichts potenziell eintretender Risikofälle zu treffen sei. Aus diesen 
zum Teil konfligierenden Ansichten formiert sich ein „Diskurs über den Diskurs“, in dem darüber 
verhandelt wird, wie die Gesellschaft über die Risiken der Nanotechnologien erfolgreich debattie-
ren könnte.  
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Relativ früh in der Etablierung der Nanotechnologien zeichnete sich ein Bewusstsein für die Not-
wendigkeit öffentlicher Debatten über Nanotechnologien ab, die meist als so genannte „dialogi-
sche Maßnahmen“ eingefordert wurden und werden. Eng damit verwoben ist die Diskussion um 
die Wünschbarkeit solcher Entwicklungen. Nicht nur Non-Governmental-Organisations, auch Ak-
teure aus dem politischen, dem wirtschaftlichen sowie dem wissenschaftlichen Sektor betonen die 
Wichtigkeit einer öffentlichen Diskussion über Nanotechnologien. Einigen scheint hier die Einbe-
ziehung von Stakeholdern in die Entscheidungsfindung ausreichend, andere fordern eine Beteili-
gung unterschiedlicher „Öffentlichkeiten“. Wieder andere – nicht nur Vertreter aus dem sozialwis-
senschaftlichem Bereich – plädieren mit Nachdruck dafür, dass man aus den Erfahrungen mit den 
Debatten zur Grünen Gentechnik lernen solle (Parr 2005, Grove-White et.al. 2004). Die erhöhte 
Sensibilität für die Notwendigkeit öffentlicher Debatten um Nanotechnologien scheinen die Erfah-
rungen mit den Diskursen um die Grüne Gentechnik mitbewirkt zu haben.  
In Anlehnung an den Digital-Divide wird auch die Gefahr eines so genannten „Nano-Divides“ in 
die Diskussion gebracht. Diese Formulierung bringt zum Ausdruck, dass es in erster Linie die 
hoch-industrialisierten Nationen, und auch dort nur die materiell begünstigten sozialen Gruppen 
sind, die sowohl vom Boom in Forschung und Entwicklung wirtschaftlich profitieren können als 
auch in den Genuss neuer Möglichkeiten der Nanotechnologien, insbesondere im medizinischen 




5.2 Nahrungsergänzungsmittel  
Der Markt für Nahrungsergänzungsmittel (NEM) boomt. Der weltweite Umsatz mit Nahrungser-
gänzungsmitteln wird derzeit auf mehr als 1 Mrd. Euro geschätzt (aid 2005, 12). Verglichen mit 
anderen Risikokonflikten (bspw. Grüne Gentechnik oder Elektrosmog) ist der Konflikt um Nah-
rungsergänzungsmittel relativ jung. Das manifestiert sich unter anderem in den vergleichsweise 
neuen und teilweise noch in Entstehung befindlichen gesetzlichen Regelungen. Weiterhin kenn-
zeichnet diesen Konflikt, dass er aktuell nicht in der breiten Öffentlichkeit geführt wird, sondern 
überwiegend zwischen Politik, Wissenschaft und Unternehmen, teilweise auch Verbraucherschutz-
organisationen stattfindet. Das rasche Marktwachstum für Nahrungsergänzungsmittel der letzten 
Jahre – ein wesentlicher Auslöser für deren kritische Thematisierung innerhalb oben genannter 
Akteursgruppen – zeigt, dass die Mehrheit der VerbraucherInnen Nahrungsergänzungsmittel bis-
her offensichtlich nicht als Risiko wahrnimmt. Im Gegenteil: Die auch als „Gesundheitslebensmit-
tel“ bezeichneten Produkte werden oft aus Angst vor Mangel- und Fehlernährung konsumiert – al-
so um ein gesundheitliches Risiko zu mindern (Hahn et.al. 2004). 
Charakteristisch für den Konflikt um Nahrungsergänzungsmittel ist die große Bedeutung der Aus-
einandersetzungen um den geeigneten rechtlichen Rahmen. Ein wesentlicher Grund hierfür sind 
die zahlreichen Unsicherheiten, die sich aus der aktuell „fluiden“ und deswegen oft unklaren Rechts-
lage und den lückenhaften Regelungen ergeben. Allein schon die Frage, was unter Nahrungsergän-
zungsmitteln eigentlich zu verstehen sei, ist sowohl auf rechtlicher als auch auf wissenschaftlicher 
Ebene Gegenstand der Auseinandersetzung. Die fehlende Klarheit des Begriffs zeigt sich unter an-
derem in der relativ offenen Definition in der aktuell in Deutschland gültigen Nahrungsergänzungs-
mittelverordnung (NemV). Nahrungsergänzungsmittel (NEM) sind hier definiert als „Lebensmittel, 
die dazu da sind, die allgemeine Ernährung zu ergänzen“, stellen ein „Konzentrat von Nährstoffen 
dar und werden in dosierter Form (beispielsweise als Kapseln, Pillen, Tabletten oder in Pulverform) 
angeboten“ (BMVEL 2004, 1011). Außerdem umfasst die Verordnung bisher nur einen kleinen 
Ausschnitt aller Stoffe, die in Nahrungsergänzungsmitteln enthalten sein können. Ungeregelt ist bis-
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her auch die jeweilige Konzentration des Nährstoffs, der in einem Produkt enthalten sein darf (Ver-
braucherzentrale 2005, 21). Zur Debatte steht eine ganze Reihe von weiteren Aspekten, so beispiels-
weise die Frage, mit welchen Aussagen zu den Wirkungen NEM beworben werden dürfen. Des 
weiteren wird die schwere Unterscheidbarkeit zwischen Nahrungsergänzungsmitteln und Arznei-
mitteln kritisiert, die dazu führen könnte, dass VerbraucherInnen Nahrungsergänzungsmittel quasi 
als Medikament einsetzen, obwohl diese Produkte als Lebensmittel definiert sind und – anders als 
Pharmaka – weder zugelassen noch geprüft werden müssen, bevor sie auf den Markt kommen.  
Kontrovers diskutiert wird auch, ob und zu welchem Zweck Nahrungssupplemente eingenommen 
werden sollten, wobei eindeutige pro- oder contra- Haltungen eher die Ausnahme sind. Eine häu-
fig vertretene Position in den Reihen der Skeptiker lautet beispielsweise, NEM seien prinzipiell 
überflüssig, aber für bestimmte Risikogruppen oder in bestimmten Lebenssituationen könne ihre 
Einnahme durchaus sinnvoll sein. Uneinigkeit herrscht auch darüber, welche NEM zum Einsatz 
kommen sollten. Dabei sind die jeweiligen Bewertungskriterien und -maßstäbe und die daraus re-
sultierenden Kategorisierungen akteursspezifisch sehr unterschiedlich. In Abhängigkeit der jewei-
ligen Vorstellungen von „richtiger Ernährung“, dem als relevant erachteten Wissen zur Bewertung 
von Nahrungsmitteln und den spezifischen Interessen der jeweiligen Akteursgruppen erfolgt die 
Bewertung danach, ob sie natürlich“ oder „künstlich“ hergestellt wurden, ob es sich um „echte“ 
oder „unechte“ NEM handelt oder ob sie, „wissenschaftlich geprüft“ oder „ungeprüft“ sind.  
Eine wesentliche Rolle spielt auch die Frage der gesundheitlichen Risiken. Die meisten in Nah-
rungsergänzungsmitteln eingesetzten Stoffe als solche sind nicht neu – sondern sogar notwendiger 
Bestandteil unserer Ernährung. Der wesentliche Unterschied besteht in der Art und Weise der Her-
stellung und der Form, in der man sie zu sich nimmt. Was von den einen als große „Stärke“ der 
Supplemente beschrieben wird – dem Körper gezielt die von ihm aktuell benötigte Menge an Nähr-
stoffen zuzuführen – stellt für die anderen genau das „Riskante“ dar. Die aus dem Zusammenhang 
gelöste Aufnahme von Einzelnährstoffen stelle demnach etwas völlig anderes dar als ihr Konsum 
über herkömmliche Lebensmittel. Risiken, die sich daraus ergeben, werden unter anderem in mög-
lichen Fehl- oder Überdosierungen, Wechselwirkungen mit anderen Stoffen und möglichen schäd-
lichen, bisher unbekannten Wirkungen im Körper gesehen. Auch die Qualität der Produkte selbst 
wird problematisiert, wie etwa die schwankende Zusammensetzung und Konzentration der Inhalts-
stoffe sowie mögliche toxische Belastungen. Risiken könnten sich auch aus „überzogenen“ Hoff-
nungen auf die Wirkung der Produkte ergeben, die wiederum dazu führen könnten, dass eigentlich 
notwendige medizinische Maßnahmen unterlassen würden aus der Hoffnung, mit Hilfe einer „wohl-
dosierten“ Zufuhr von Nährstoffen die Folgen einer „ungesunden“ Lebensweise (unter anderem 
Zigarettenkonsum) ausgleichen zu können.  
Ökonomische Risiken, die sich aus den Veränderungen des Marktes der letzten Jahre ergeben, 
werden ebenfalls thematisiert. Dazu gehört neben der zunehmenden Vielfalt der Einkaufsstätten 
die wachsende Diversität der Anbieter. So sind beispielsweise Unternehmen aus der Pharmabran-
che mittlerweile sehr aktiv in dieser Branche. Ein quasi explodierendes und ständig wechselndes 
Angebot macht es für VerbraucherInnen fast unmöglich, sich eine Marktübersicht zu verschaffen. 
Insgesamt wird immer wieder auf die schlechte Datenlage und fehlende wissenschaftliche Unter-
suchungen sowohl potenzieller positiver wie auch negativer Wirkungen hingewiesen, die eine Be-
wertung von Stoffen und Produkten zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zulassen oder nur vorläu-
fige Bewertungen erlauben (Diedrich 2002, Hahn et.al. 2006). 
Der systemische Charakter des Risikos zeigt sich zunächst in der Vielzahl der ungeklärten Fragen 
– sei es hinsichtlich möglicher gesundheitlicher Auswirkungen, hinsichtlich des rechtlichen Rah-
mens oder hinsichtlich der Marktsituation. Verstärkt wird er durch die Wechselwirkungen zwi-
schen diesen Bereichen: So können aufgrund unzureichender gesetzlicher Regulierungen Produkte 
auf den Markt kommen, deren Wirkungen nicht untersucht oder die für VerbraucherInnen nicht 
transparent sind und daher gesundheitliche Risiken darstellen.  
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6 Bisherige Überlegungen zur Visualisierung  
6.1 Die Kartierungslogik  
Im Sinne einer reflexiven Wissenspolitik muss es, wie oben dargestellt, also darum gehen, mit Hil-
fe einer kartografischen Darstellung möglichst vielen Beteiligten den Zugang zu relevantem Wis-
sen zu verschaffen sowie gleichzeitig einen Eindruck von der Komplexität und Dynamik des Kon-
fliktes zu vermitteln – und dies auf eine Weise, die nicht verwirrend und damit abschreckend 
wirkt, sondern zur Teilnahme am Diskurs motiviert. Anhand erster Entwürfe soll hier deutlich ge-
macht werden, wie diesen Ansprüchen in der praktischen Umsetzung Rechnung getragen wird. 
Der Einstieg in die Karte erfolgt über die Fallbeispiele. Die Fallstudien werden entsprechend der 
exemplarischen Vorgehensweise zwar unabhängig voneinander, aber nach den gleichen Visuali-
sierungsprinzipien dargestellt. Dabei wurden die Zugänge zu den Fallstudien direkt in die Kartie-
rungslogik übernommen. Denn dies entspricht sowohl der methodischen Aufbereitung als auch 
den Interessen vieler NutzerInnen. Dazu gehören in etwa die Fragen, ob ein Stoff risikobehaftet 
ist, wer zu den Befürwortern und Gegnern in einer bestimmten Streitfrage gehört und mit welchen 
Formulierungen sich jemand am Diskurs beteiligt. Daraus ergeben sich zunächst drei Perspektiven 
zur Abbildung der Diskurse: 
• Zum einen auf die Akteure, die sich in die Diskurse einbringen. Dazu kartieren wir Sprecher 
und deren Aussagen und Aktivitäten; 
• Zum zweiten, auf Stoffe beziehungsweise Produkte und Technologien, die beteiligt und 
Gegenstand der Diskurse sind; 
• Zum Dritten, auf die Streitfragen, um die es geht. Damit sind Thematisierungen von Risiken 
gemeint, über die Uneinigkeit herrscht, also „gestritten“ wird.  
Als Grundstruktur der Seiten wurde – wie Abbildung 1 (auf der nächsten Seite) zeigt – eine Eintei-
lung in drei Bereiche gewählt. In der Mitte befindet sich der eigentliche Visualisierungsbereich 
bzw. die graphische Umsetzung des Risikokonfliktes. Die einzelnen Elemente werden durch Icons 
in Form von unterschiedlich gestalteten Fähnchen symbolisiert. In der „Info-Box“ daneben finden 
sich Erläuterungen (beispielsweise warum und mit Hilfe welcher Methoden diese Ansicht erstellt 
wurde) und Hintergrundinformationen. Am oberen Rand ist ein Navigator platziert, der der Orien-
tierung der NutzerInnen dienen soll, also Auskunft darüber gibt, wo sie sich in der Karte gerade 
befinden und welche Möglichkeiten sie haben, die jeweilige Ansicht zu verändern. Von hier aus 
haben NutzerInnen vielfältige Möglichkeiten, sich ihren eigenen Weg durch die Karte zu suchen 
und sich den Konflikt seinen persönlichen Interessen entsprechend zu erschließen. Er/sie kann auf 
diese Weise Ansichten selbst konstruieren und je nach Bedarf die Perspektive wechseln. So kann 
man beispielsweise auf ein Icon klicken, um sich in der Info-Box Informationen zu dem jeweiligen 
Element zeigen zu lassen. Der Einstieg über die verschiedenen Objekte (Akteure, Stoffe, Streitfra-
gen) stellt einen weiteren möglichen Zugang dar. Dabei sind diese „Objekte“ nicht unabhängig 
voneinander kartiert, sondern im Hintergrund miteinander vernetzt.  
Im Sinne einer motivierenden Darstellung ist es wichtig, als NutzerIn Komplexität „dosieren“ zu 
können, beispielsweise durch den Wechsel zwischen „Komplettansichten“ und „einfachen Ansich-
ten“, beziehungsweise zwischen Gesamt- und Detailansichten wie durch das gezielte Heranzoo-
men einzelner Elemente (beispielsweise eines Akteurs oder eines Stoffes). Die Komplexität der An-
sicht wächst auch mit dem sukzessiven Sichtbarwerden von Vernetztheit, die mit Hilfe des „Net-
workers“ hergestellt werden kann. Dieses zusätzliche Instrument ermöglicht es, die Aufeinander-
bezogenheit einzelner Elemente aufzuzeigen. Auf diese Weise kann man beispielsweise der Frage 
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nachgehen, welcher Akteur sich zu welchen Streitfragen mit welchen Argumenten äußert. Darüber 
hinaus ist es möglich, zu verfolgen, in welchem Kontext die Äußerung gemacht wurde. Damit wird 
gleichzeitig sichtbar, welche Aktivitäten (beispielsweise Konferenzen, Publikationen von Broschü-
ren, Bürgerinitiativen) initiiert werden, um der eigenen Position Gehör zu verschaffen. Auch die Zu-
sammenhänge zwischen gleichen Objekten – wer mit wem koaliert, welcher Akteur von einem an-
deren finanziell unterstützt wird oder wie einzelne Aussagen miteinander verbunden sind (ob sie sich 
gegenseitig unterstützen oder widersprechen) – kann mit Hilfe des „Networkers“ angezeigt werden.  
München, Oktober 2006 Praxispartnerworkshop 1
Welche Streitfrage 
streitet besser?
Es bestand zu 





Abbildung 1: Visualisierungsentwurf „Übersicht“ 
Eine weitere Möglichkeit, den unterschiedlichen Bedürfnissen der NutzerInnen (so beispielsweise 
„Schnell-LeserInnen“ und „Quasi-ExpertInnen“) Rechnung zu tragen, stellt das Anbieten ver-
schiedener Informationsebenen dar, die sich in Umfang und Detailliertheit der angebotenen Infor-
mation unterscheiden, aber wiederum direkt miteinander verknüpft sind. In der Karte wird dies 
etwa durch die Verbindung des Visualisierungsbereichs mit der Info-Box, von der wiederum auf 
ausführlichere Texte oder Originaldokumente durchgegriffen werden kann, umgesetzt. 
Ein weiteres Instrument in der Kartierung ist die so genannte „Werkstattseite“. Diese enthält reflexi-
ve Elemente, das heißt hier wird Transparenz über unsere Forschungsinteressen, unsere methodi-
sche Vorgehensweise und Entscheidungsverfahren, etwa in Bezug auf inhaltliche Beschränkungen, 
Selektionen und Interpretationen, hergestellt. Interaktive Elemente sollen es den NutzerInnen ermög-
lichen, das Gesehene zu kommentieren und Anregungen für die Weiterentwicklung zu platzieren.  
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6.2 Strukturelemente der Kartierung  
am Beispiel Nahrungsergänzungsmittel 
Ein wichtiges Gestaltungselement im Rahmen der Kartierung ist die Strukturierung der Elemente, 
d. h. die Gruppierung anhand bestimmter Kriterien – hier auch „Ordnungen“ genannt. Solche Ord-
nungen können in mehrfacher Hinsicht nützlich sein. Zunächst dienen sie der Orientierung, weil 
sie es den NutzerInnen erleichtern, einen Überblick über ein komplexes Feld zu bekommen. Da-
rüber hinaus können solche Strukturierungen den „Einstieg“ in das Risikofeld erleichtern, weil sie 
dem persönlichen Zugang des/der jeweiligen NutzerIn entsprechen (z. B. Anordnung der Akteure 
nach Funktionsbereichen) oder es ermöglichen, einen spezifischen Ausschnitt aus der Debatte rela-
tiv schnell auswählen und betrachten zu können (zum Beispiel in welchen Streitfragen über ge-
sundheitliche Risiken gesprochen wird). Verstanden als didaktisches Element bieten diese Ord-
nungen die Möglichkeit, bestimmte Kontexte abzubilden oder bestimmte Perspektiven, die im 
Hinblick auf die Darstellung des Risikokonfliktes von besonderem Gewicht zu sein scheinen, zu 
entwickeln (in etwa diskursive Rahmungen). Vorstrukturierte Ansichten stellen also eine Möglich-
keit dar, sowohl im Sinne einer nutzungsgerechten Gestaltung auf die (vermuteten) Bedürfnisse 
der NutzerInnen einzugehen als auch die Anliegen des Projektes besser zu vermitteln. Da Ordnun-
gen eine starke Interpretation durch die KartiererInnen darstellen, müssen sowohl Methode als 
auch inhaltliche Begründung an geeigneter Stelle in der Karte angegeben werden (um für die Nut-
zerInnen nachvollziehbar zu sein). 
 
Abbildung 2: Visualisierungsentwurf: „Ordnung nach Streitfragenkomplexen“ 
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Exemplarisch wird in Abbildung 2 eine Ordnung der Streitfragen dargestellt. In dieser Ansicht 
wurden die im Rahmen der Diskursanalyse identifizierten Streitfragen in „Komplexen“ (nach the-
matischer Nähe) angeordnet.6 Dies soll es den NutzerInnen ermöglichen, einen etwas übersichtli-
cheren Gesamteindruck darüber zu bekommen, über was hier gesprochen bzw. gestritten wird und 
leichter solche Fragen oder Fragenkomplexe zu finden, die sie besonders interessieren. Die Über-
lappungen zwischen den einzelnen Wolken symbolisieren die Vernetzung zwischen einzelnen Kom-
plexen im Diskurs. Denn viele Streitfragen sind in verschiedenen thematischen Kontexten rele-
vant. So ist beispielsweise die Frage, welche Nahrungsergänzungsmittel wir benötigen, sowohl 
von der zu Grunde gelegten Wissenslogik („Welches Wissen ist in diesem Kontext relevant?“) als 
auch vom jeweiligen Anwendungskontext abhängig. Da die meisten Überschneidungen zwischen 
den Streitfragen zu Risiken und anderen Komplexen existieren, wurde dieser Komplex hier ins 
Zentrum gerückt. Dies verdeutlicht, dass die Frage möglicher Risiken bei fast allen Teilaspekten 
der Debatte eine Rolle spielt und bestätigt damit indirekt die Intention des Projektes, das den Fo-
kus auf die Darstellung der jeweiligen Risikoaspekte richtet. Um bei den NutzerInnen das Gefühl 
der Überforderung zu vermeiden, werden an dieser Stelle nicht alle Streitfragen angezeigt, sondern 
zu jedem Komplex nur eine gewisse Auswahl. Jedoch haben NutzerInnen die Möglichkeit, bei In-
teresse alle Streitfragen in einer ungeordneten Ansicht anzuschauen. In der Info-Box findet man 
einen erläuternden Text zu der hier abgebildeten „Streitfragenlandschaft“. Unter anderem kann 
man hier erfahren, warum diese Anordnung gewählt wurde oder was an dieser Anordnung für die 
jeweilige Fallstudie charakteristisch ist – so in der Fallstudie Nahrungsergänzungsmittel das relativ 
große Gewicht der rechtlichen Fragen und der Fragen zur Marktentwicklung. Gegebenenfalls kön-
nen hier auch Erläuterungen zu den einzelnen Komplexen stehen. Weitere Möglichkeiten für sol-
che strukturierten Darstellungen sind die Ordnung der Akteure nach ihren Funktionsbereichen 
(Wirtschaft, Politik, Öffentlichkeit und Wissenschaft), nach ihrer Haltung zum Risikokonflikt oder 
die Zuordnung von Aussagen zu relevanten diskursiven Rahmungen. Analog zu den Streitfragen-
komplexen bietet sich auch hier die Gruppierung in Wolkenform an (ähnlich wie in Abbildung 2).  
 
 
6.3 Die Chronologie der Diskurse  
am Beispiel der Nanopartikel-Debatte  
Neben einer strukturierten Darstellung aller Akteure, Stoffe und Streitfragen zum ausgewählten 
Risikodiskurs soll auch die Historizität von Risikodebatten vermittelt werden, denn die Risikodis-
kurse und die ihr zugrunde liegenden Technologien sind nicht ahistorisch, sondern in historische 
Entwicklungen eingebettet. Die zeitliche Dimension der Risikodiskurse kann im Rahmen der ei-
gentlichen Risiko-Kartierung nach Akteuren, Stoffen und Streitfragen gemäß der oben beschriebe-
nen Struktur jedoch nicht transportiert werden, da das chronologische Aufeinanderfolgen von Aus-
sagen und Wortmeldungen zu den Risikodebatten in der eigentlichen Risikokartierung nicht zum 
Ausdruck kommt. Unabhängig vom Kartierungsfenster wird daher eine Chronologie angeboten, 
die zur jeweiligen Fallstudie jederzeit aufgerufen werden kann. Bei der Visualisierung der Chrono-
logie besteht ein entscheidender Unterschied zur eigentlichen Risiko-Kartierung darin, dass die 
Seiten innerhalb der Kartierung durch die Anfragen der NutzerInnen über die Software erst aufge-
baut werden (z. B. über die Anfrage, sich alle Akteure anzeigen zu lassen, die sich zu einer be-
stimmten Streitfrage geäußert haben). Beim Aufrufen der Chronologie werden dagegen die Inhalte 
 
6 Die Texte in der Abbildung sind das Ergebnis erster Recherchen und haben daher vorläufigen Charakter. 
Sie wurden hier trotzdem verwendet, um das Konzept der Visualisierung zu veranschaulichen. 
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nicht über Software errechnet, sondern bestehen aus vorab eingegebenen Texten, die in 2 bis 3 
Sätzen die einzelnen geschichtlichen Stationen erläutern und auf einschlägigen Veröffentlichungen 
basieren. Die graphische Anordnung der jeweiligen Chronologie-Einträge wird von der Fallstu-
dien-Bearbeiterin vorgegeben. 
Mit der Chronologie sollen NutzerInnen sich einen Eindruck über die Geschichte der jeweiligen 
Risikotechnologie verschaffen können. Für die Fallstudie über nanoskalige Partikel beispielsweise 
soll sie einen Überblick bieten, wann welche Entdeckungen gemacht und Entwicklungen von stat-
ten gegangen sind, die von vielen Akteuren als entscheidend angesehen werden und die gemeinhin 
als Baustein der „Geschichte der Nanotechnologie“ interpretiert werden. Die Diskursgeschichte 
konstituiert sich dabei nicht unwesentlich über den Begriff „Nano“. Daher ist bei der Formulierung 
„Geschichte der Nanotechnologie“ nicht nur an eine Aufzählung der Stationen zu denken, an de-
nen bestimmte Verfahren zur Herstellung und Manipulation von nanoskaligen Partikeln erstmals 
erprobt und umgesetzt wurden, sondern es werden darunter sowohl die sukzessive Etablierung des 
Begriffes „Nanotechnologie“ subsumiert als auch die zentralen Stationen der Risikodiskurse um 
Nanotechnologien.  
Aber die Vorstellung einer „Geschichte der Nanotechnologie“ muss gleichzeitig problematisiert 
werden, denn von einer „Geschichte der Nanotechnologie“ kann man genau genommen erst ab 
dem Zeitpunkt der Etablierung des Begriffes sprechen. Insbesondere einige Ereignisse im vorigen 
Jahrhundert wurden ex post zu den so genannten „Anfängen“ der Nanotechnologie stilisiert und 
als Baustein in der Geschichte der Nanotechnologie konstruiert. So wird z. B. Richard Feynman 
aufgrund seiner Rede von 1959, in der er die gezielte Manipulation von Atomen und Molekülen 
für möglich erklärt, heutzutage als Vordenker und Visionär der Nanotechnologie bezeichnet. An-
dererseits hat man schon in früheren Jahrhunderten Partikel mit nanoskaligem Ausmaß hergestellt 
und sich systematisch zu Nutze gemacht, lange bevor Nanotechnologie als „Technologie des 21. 
Jahrhunderts“ ausgerufen wurde. Diese Verfahren werden jedoch gemeinhin auch heutzutage nicht 
der Geschichte der Nanotechnologie zugeordnet. Weiterhin werden seit den 40er Jahren nanoska-
lige Materialien in industriellem Maßstab hergestellt und verbreitet. Der Risikodiskurs zu Nano-
partikeln, der eben auch diese Materialien betrifft, hat sich jedoch erst seit Deklarierung der „Na-
notechnologien“ entwickelt.  
Als weiteres Ziel der Chronologie soll die Triggerfunktion von diskursiven Beiträgen sichtbar wer-
den. Aussagen und Aktivitäten von Akteuren lösen bei anderen Akteuren wiederum neue Hand-
lungen und Meinungsäußerungen aus. Beispielsweise hat die Gründung der Förderungsinitiative 
der Nanotechnologie NNI in den USA unter anderem mit dazu beigetragen, dass die EU mit dem 
Argument, nicht den internationalen Anschluss verlieren zu dürfen, mit Strategiepapieren zur Na-
notechnologie geantwortet hat. 
Um den Verlauf auf einer Zeitachse nutzergerecht sichtbar machen zu können, wird an dieser Stel-
le auf eine netzwerkartige Visualisierung verzichtet. Das Visualisierungskonzept der Chronologie 
beruht daher auf separaten Zeitleisten, die beide auf einem Bildschirm erscheinen (s. Abbildung 3 
auf der nächsten Seite). Die erste Zeitleiste, die so genannte „Teilchen“-Leiste, spiegelt das Stoff-
liche wider. Auf ihr werden wichtige Entdeckungen und Verfahren zur Herstellung und Verarbei-
tung von nanoskaligen Teilchen aufgezeigt. Unter anderem ist hier nachzuverfolgen, dass mit na-
noskaligen Partikeln nicht erst seit einigen Jahrzehnten gearbeitet wird. Auf der zweiten Leiste 
geht es um die Geschichte der Diskurse um nanoskalige Teilchen. Sie zeichnet die historische Ent-
wicklung der Diskurse über „Nanotechnologie“ nach, beginnend mit der erwähnten Rede Feyn-
mans von 1959, gefolgt unter anderem von der Einführung des Begriffes 1974 und seine Etablie-
rung, die sich erst in den 80er Jahren vollzog. Ab dieser Phase Mitte der 80er Jahre entsteht, wie 
auf der Diskursleiste abzulesen, erst im wörtlich expliziten Sinne die „Geschichte der Nanotechno-
logie“. Die einzelnen Stationen zum Umgang mit nanoskaligen Materialien konvergieren in der 
Zeitphase, in der sich die Diskurse zur Nanotechnologie allmählich herauskristallisieren. Die Ein-
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träge der Teilchenleiste vor den 80er Jahren eint daher lediglich, dass sie sich mit Materialien be-
schäftigen, die nanoskaliges Ausmaß haben. Sie sind jedoch nicht als lineare Abfolge zu interpre-
tieren. Daher sind die Stationen vor Mitte der 80er, die erst rückwirkend als „Vorläufer“ der Nano-
technologie tituliert werden, zwar chronologisch angeordnet, bedingen sich aber nicht im Sinne ei-
ner kausal aufeinander aufbauenden „Entwicklung der Nanotechnologie“. Da Stoffe und Akteure, 
Teilchen- und Diskursgeschichte, nicht in einer einzigen Zeitleiste in linearer Abfolge aufgelistet 
werden, können so anhand von Querverbindungen, die sich zwischen beiden Leisten entdecken 
lassen, zwar keine Netzwerke, jedoch Wirkungszusammenhänge zwischen Stoffen und Akteuren 
sichtbar werden. 
 






22 ______________________________________________________________________________________________________________  Astrid Engel, Martina Erlemann 
manu:script (ITA-07-03) ___________________________________________________________________________________________________________   
7 Der Beitrag von kartierten 
Risikokonflikten zu Risikodebatten 
7.1 Leistungen und Herausforderungen 
Zusammenfassend sollen einige Potenziale und Herausforderungen skizziert werden, die sich im 
Hinblick auf die eingangs formulierten Ansprüche ergeben, die Kartierung als Instrument einer re-
flexiven Wissenspolitik zu entwickeln und einen Beitrag zu einem neuen, umfassenden Umgang 
mit systemischen Risiken zu leisten. Diesen wird das Werkzeug nicht nur durch die Vielfalt der 
abgebildeten Wissensbestände gerecht, sondern vor allem auch, weil hier die sozialwissenschaftli-
che Perspektive gestärkt und damit neue Sichtweisen ermöglicht werden.  
Verstanden als Instrument der Risikokommunikation erweitert die Kartierung die bisher häufig 
stark naturwissenschaftlich-technische Perspektive um eine sozialwissenschaftliche insofern, als 
die debattierten Risiken gleichermaßen als Ausdruck von Diskursen und Netzwerken aufgefasst 
werden und dadurch die Wissensbasis, auf der es zu Entscheidungen über Risikotechnologien 
kommt, verbreitert wird. Dies ist eine der zentralen Leistungen des Instruments, da ein Einbezie-
hen der sozialwissenschaftlichen Perspektive Erkenntnisse über Zusammenhänge ermöglicht, die 
für erfolgreiche Risikoentscheidungen, also Entscheidungen, die von der Gesellschaft mitgetragen 
werden können, unerlässlich sind. 
Ein weiterer Anspruch ist es, mit der Karte das „empowerment“ der breiten Öffentlichkeit in der 
Debatte um systemische Risiken zu fördern. Um den Bedürfnissen aller anvisierten Zielgruppen, 
zu denen sowohl VerbraucherInnen als auch Unternehmen, politische Entscheidungsträger, Nicht-
regierungsorganisationen und WissenschaftlerInnen gehören, gerecht zu werden, muss das Werk-
zeug eine relativ große Bandbreite sowohl im Hinblick auf die Inhalte als auch die Art der Darstel-
lung aufweisen. Wie wird dies in der Karte umgesetzt? Die Strategie der Reduktion von Komple-
xität gewährleistet, dass die NutzerInnen relativ rasch einen Überblick über das Risikofeld und 
damit Zugang zur Debatte erhalten. Die Herausforderung besteht jedoch darin, die Balance zu fin-
den zwischen nötiger Vereinfachung einerseits und einer gewissen Informations-Tiefe, die benö-
tigt wird, um den Risikokonflikt erfassen und adäquat abbilden zu können andererseits. Gleichzei-
tig muss es für die NutzerInnen möglich sein, relativ einfach zwischen komplexeren und reduzier-
ten Ansichten zu wechseln. Dies wird beispielsweise ermöglicht durch die unterschiedlichen De-
tailniveaus und den Wechsel zwischen „Komplettansicht“ und „vereinfachter Ansicht“ (vgl. Dar-
stellung der Streitfragenkomplexe oben). Den diversen Interessen potenzieller NutzerInnen wird 
außerdem durch die verschiedenen Einstiegsmöglichkeiten (über Akteure/Stoffe/Streitfragen) Rech-
nung getragen, ebenso durch das Angebot verschieden strukturierter Ansichten und unterschiedli-
cher Informationsebenen. Eine weitere Herausforderung besteht darin, die Balance zwischen be-
wusster Strukturierung, also einer stark interpretierenden Aufbereitung der Daten, und der Abbil-
dung als „Sammlung von Vorgefundenem“, die eine stärkere Selbststeuerung durch die NutzerIn-
nen ermöglicht, zu finden. Die kombinierte Darstellung von „Faktenwissen“, das unter anderem in 
der Info-Box oder im Lexikon enthalten ist und dessen Einbettung in diskursive Rahmungen oder 
Akteursnetzwerke bietet NutzerInnen zusätzliche Wahlmöglichkeiten. Die NutzerInnen können die 
unterschiedlichsten Perspektiven wählen, den Weg durch die Karte selbst entwickeln und haben 
damit die Möglichkeit einer relativ selbstbestimmten „Standortbestimmung“ zum jeweiligen Risi-
ko. Dadurch, wird der in klassischen Settings häufig übliche Belehrungsgestus „Wissenschaft klärt 
auf – Bevölkerung hört zu“ zumindest partiell durchbrochen. 
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Die angebotene Information ist angesichts der Fülle der sich im Diskurs zu Wort meldenden Ak-
teure und der Vielfalt der Streitfragen, an denen sich Konflikte entzünden, notwendigerweise se-
lektiv. Dies ist nicht nur aufgrund der Begrenzung durch den Bildschirm erforderlich, sondern 
auch, um Komplexitätsreduktion zu schaffen und damit Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten. Je-
de Entscheidung über die Auswahl von Daten und die Art und Weise ihrer Abbildung stellt eine 
Interpretation dar. Es ist unabdingbar, das Selektionsverfahren den NutzerInnen gegenüber trans-
parent zu machen und auf die Unvollständigkeit der dargebotenen Information hinzuweisen. Die 
Prinzipien zur Interpretation und Auswahl ergeben sich prinzipiell aus dem methodischen Zugang 
der Diskursanalyse, müssen im Detail jedoch noch ausgearbeitet werden. Klar ist jedoch, dass die 
zu kartierenden SprecherInnen so ausgewählt werden, dass der Risikokonflikt in seiner Differen-
ziertheit erhalten bleibt. Weiterhin müssen gleiche Aussagen zusammengefasst werden. Wenn es 
darum geht im Sinne einer stärkeren Demokratisierung von Entscheidungsprozessen die Viel-
stimmigkeit des Diskurses zu abzubilden, ist es wichtig, auch die „leiseren“, weniger mächtigen 
Akteure aufzunehmen. Außerdem ist darauf zu achten, dass wissenschaftliches Wissen, Laienex-
pertise und kulturelles Erfahrungswissen gleichermaßen abgebildet werden.  
Im Sinne einer social software als diskursives Forum werden NutzerInnen durch interaktive Ele-
mente miteinbezogen, beispielsweise auf der „Werkstattseite“. Idealerweise ermöglicht ein „Ge-
spräch“ zwischen KartiererInnen und NutzerInnen dieser Karten eine interaktive Stabilisierung der 
kartierten Diskursbilder. Allerdings müssen interaktive Prozesse geplant und gesteuert werden, um 
zu vermeiden, dass NutzerInnen, die über größere Ressourcen verfügen als andere, die Möglich-
keiten der Interaktivitat besser nutzen können, um die Gestaltung der Kartierung zu beeinflussen 
und damit ihre spezifischen Interessen durchzusetzen. Dieses Problem betrifft jedoch nicht nur die 
Interaktivität: Bei allen Bemühungen, den unterschiedlichsten Interessen gerecht zu werden, wird 
es sich dennoch nicht vermeiden lassen, dass einzelne NutzerInnen unterschiedlich stark von den 
jeweils angebotenen Informationen profitieren. Beispielsweise können Unternehmen, die sich fragen, 
ob eine Marketingstrategie, die mit dem Begriff „Nanotechnologie“ operiert, beim Konsumenten 
greifen wird oder nicht, aus der Kartierung ersehen, ob Produkte, die Nanopartikel enthalten, eher 
positiv oder negativ konnotiert sind. Dies wird ersichtlich, wenn sie sich anschauen, welche Aussa-
gen von Öffentlichkeitsakteuren wie Medien, Verbraucherverbänden, LaiInnen und BürgerInnen etc. 
über Nanopartikel eingebracht werden. Das gleiche gilt für PolitikerInnen, die sich zu ihrem eigenen 
Nutzen als Sprachrohr für die Sorgen der BürgerInnen in die Debatten einbringen wollen und dazu 
wissen wollen, welche Bedenken diese gegenüber Nanotechnologie oder auch Nahrungsergänzungs-
mitteln haben. Für diese Akteure fungiert die Karte quasi als Instrument der Meinungsforschung. 
Die prinzipiell breite Zugänglichkeit ist durch das Internet zwar sichergestellt. Allerdings wirkt 
auch hier der Digital Divide. Denn nicht alle BürgerInnen haben Zugang zum Internet oder nutzen 
dieses bewusst als Informations- und Aktionsmedium. Da die Kartierung ein dynamisches Instru-
ment darstellt, das sich mit den Debatten verändert, kann die Abbildung des Diskurses stets aktuell 
bleiben. Dies zu ermöglichen, setzt nicht nur entsprechende Weichenstellungen während der Ent-
wicklungsphase voraus, sondern eine Pflege und Aufrechterhaltung der interaktiven Möglichkeiten 
über die Projektlaufzeit hinaus. 
Elektronische Datenverarbeitung und Internetanwendungen ermöglichen nicht nur die Aufberei-
tung der Risikodiskurse, sondern auch die Diffusion von verschiedenen Wissensperspektiven, so 
dass die Kartierungen damit letztlich zu einer Strukturierung von Diskursen beitragen können. Auf 
diese Weise werden nicht nur die verschiedenen Risikoaspekte transparent – neben ökologischen 
und gesundheitlichen auch soziale Risiken wie etwa die Veränderung von Machtkonstellationen –, 
sondern gegebenenfalls können auch potenzielle, bisher nicht bekannte Risiken identifiziert oder 
Regulierungsbedarf deutlich werden. Nicht zuletzt zeigt sich in diesem Aspekt, dass die Kartie-
rung neben der rekonstruierenden Rolle auch eine konstruierende übernimmt, denn sie selbst ist 
ebenfalls als Akteur in den Diskursen aufzufassen. 
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7.2 Ausblick  
In der Technikfolgenabschätzung (TA) ist mit dem Ruf nach einer demokratischen Basis für tech-
nologiepolitische Entscheidungen die Beteiligung von Betroffenen, BürgerInnen und Wissenschaft-
lerInnen unterschiedlicher Disziplinen ein wichtiger Praxisbaustein geworden. Trotz der Beteili-
gung dieser Gruppen haftet einigen partizipativen Verfahren wie Risiko-Dialogen, Konsensus- und 
Verbraucherkonferenzen, Bürgerbeteiligungen und Mediationsverfahren eine expertenzentrierte Sicht 
der Dinge nach wie vor stärker an als es bei einem demokratieförderlichen Ansatz wünschenswert 
wäre (Joss und Bellucci 2002). Abschließend werfen wir daher die Frage auf, ob Risiko-Kartie-
rungen wie die hier vorgestellte eine Antwort auf die vorgebrachte Kritik sein können und welchen 
Stellenwert derartige Kartierungen in der partizipativen TA haben können. Zum einen ist zu prü-
fen, in welcher Form eine Kartierung in einem Maßnahmenbündel zur partizipativen TA einge-
setzt werden kann und ob sie etwa als vorbereitendes und ergänzendes Instrument für partizipative 
technologiepolitische Entscheidungsprozesse wie Konsensus-Konferenzen geeignet wäre. Zum an-
deren ist zu debattieren, ob und welche Vorteile eine Risiko-Kartierung gegenüber anderen parti-
zipatorischen Maßnahmen bietet. Dazu möchten wir einige Aspekte in die Diskussion bringen:  
• Maßnahmen der partizipativen TA werden in der Regel anlässlich akuter, kontrovers diskutier-
ter Problemlagen angestoßen, bei denen dringender Entscheidungsbedarf besteht (Einsiedel et. 
al. 2001). Der Einbezug der Öffentlichkeit hat bei diesen Maßnahmen primär das Ziel, einen 
möglichst breit basierten Konsens herzustellen. Der Zwang zum Kompromiss bzw. zum Kon-
sens hat der partizipativen TA bisweilen den Vorwurf eingebracht, es gehe auch bei den partizi-
pativen Verfahren doch nur wieder darum, den Risikotechnologien gesellschaftliche Akzeptanz 
zu sichern. Eine Risikokartierung, die nach den oben beschriebenen Prinzipien angelegt wird, 
kann dieser Kritik teilweise standhalten, da sie keinem Entscheidungsbedarf Genüge tun muss 
und kein Zwang zum Konsens besteht, so dass dissensuelle Ansichten nicht in Form eines 
Kompromisses nivelliert werden müssen. Unterschiedliche Perspektiven auf die Gegenstände 
der Risikodebatten bleiben damit nicht nur erhalten, sondern sind in ihrer Differenziertheit so-
gar erwünscht. Fallweise können sie daher andere Formen der Auseinandersetzung über Risiken 
katalysieren. 
• Der Einsatz von Risiko-Kartierungen als partizipatives Forum ist weder auf bestimmte Zeitab-
schnitte begrenzt noch auf bestimmte Örtlichkeiten beschränkt. Dadurch können breitere Kreise 
von NutzerInnen erschlossen werden.  
• Die über die interaktiven Elemente der Kartierung am Diskurs teilnehmenden Akteure werden 
nicht von etwaigen Initiatoren eines partizipativen Instrumentes vorab ausgewählt, wie es bei 
der Vorbereitung eines Panels für eine Konsensus-Konferenz oder eines Mediationsverfahrens 
unvermeidbar ist. Dies verbreitert die demokratische Basis um weitere Gruppen von NutzerIn-
nen zusätzlich. 
Die aufgezählten Aspekte konnten in diesem Rahmen nur angerissen und nicht detailliert diskutiert 
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